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Fortschritte bei „Universal Life“- und indexge-
bundenen Verträgen sowie bei Ausweisfragen 
und Anhangangaben – das „Re-Exposure“ kommt 
näher
Die gemeinsame Sitzung von IASB und FASB am  
20. November 2012 hatte die Behandlung von Verträ-
gen, deren Zahlungsströme durch Erträge aus Vermö-
genswerten beeinflusst werden, die aber nicht Teil des 
„Spiegel“-Ansatzes sind, zum Gegenstand. In der Sitzung 
des IASB am 21. November 2012 wurden insbesondere 
der Ausweis von Versicherungsverträgen im Abschluss 
und Anhangangabepflichten zu überschussberechtigten 
Verträgen, zum „Verdiente Prämien“-Ansatz sowie zu 
den Übergangsbestimmungen erörtert. Auch Initiierung 
und Ausgestaltung einer Feldstudie in der Konsultations-
phase waren Gegenstand der Diskussionen.

Diskontsatz von Verträgen, bei denen die Zahlungs-
ströme durch Erträge aus Vermögenswerten beein-
flusst werden, auf die der „Spiegel“-Ansatz aber 
keine Anwendung findet
Für diese Verträge schlug der Stab vor,

1.	 zu klären, inwieweit die vorläufigen Entscheidun-
gen zum Diskontsatz auch auf Zahlungsströme 
angewendet werden können, die durch erwartete 
Erträge aus Vermögenswerten beeinflusst werden;

2.	 zu überlegen, ob und gegebenenfalls wann der Dis-
kontsatz, der den laufenden Zinsaufwand in der 
Gewinn- und Verlustrechnung beeinflusst, vom 
Diskontsatz zu Beginn des Versicherungsvertrages 
abweicht. Nach früheren vorläufigen Entscheidun-
gen bestimmt sich der Zinsaufwand für nicht über-
schussberechtigte Verträge durch die Verwendung 
des Diskontsatzes zu Vertragsbeginn.

Einige Versicherungsverträge enthalten eine Ertrags-
komponente, die von der Entwicklung der Vermögens-
werte des Versicherers abhängt. Folglich sind entweder 
der Betrag, der Zahlungszeitpunkt oder die Unsicherheit 
der Zahlungsströme von der Entwicklung dieser Vermö-
genswerte beeinflusst, selbst wenn es keine vertragliche 
Verbindung zwischen diesen Zahlungsströmen und den 
Erträgen aus Vermögenswerten gibt. Daher handelt es 
sich nicht um überschussberechtigte Versicherungsver-
träge.

Es stellt sich die Frage, inwieweit die Entscheidungen 
hinsichtlich des Diskontsatzes auch auf nicht überschuss-
berechtigte Verträge anzuwenden sind. Außerdem 
wurde festgestellt, dass in früheren Arbeitspapieren des 
Stabes der Begriff überschussberechtigte Verträge teil-
weise unterschiedlich verwendet wurde, wobei die „Uni-
versal Life“-Verträge hierfür ein gutes Beispiel darstellen. 
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Der Stab vertritt die Ansicht, dass „Universal Life“-Ver-
träge nicht der Definition eines überschussberechtigten 
Vertrages entsprechen. Folglich unterliegen diese Ver-
träge nicht den bisherigen vorläufigen Entscheidungen, 
die speziell überschussberechtigte Verträge zum Gegen-
stand haben (z.B. dem „Spiegel“-Ansatz).

Die Mehrheit der Mitglieder von FASB und IASB unter-
stützte schließlich die Empfehlung des Stabes, dass für 
diese Verträge Folgendes gilt:

1.	 Der Diskontsatz, der die Charakteristik der ver-
traglichen Zahlungsströme widerspiegelt, soll das 
Ausmaß widergeben, mit dem die geschätzten Zah-
lungsströme durch Erträge aus diesen Vermögens-
werten beeinflusst werden. Dies würde der Fall sein, 
wenn
a)	 der Transfer der erwarteten Erträge dieser Ver-

mögenswerte das Ergebnis einer Ermessensent-
scheidung des Versicherers ist oder

b)	 die spezifizierten Vermögenswerte nicht durch 
den Versicherer gehalten werden.

2.	 Bei jeder Veränderung der Erwartungen hinsicht-
lich des in die Bewertung der Versicherungsver-
bindlichkeit einfließenden Guthabenzinses sollte der 
Versicherer den festgesetzten Diskontsatz, der im 
Rahmen des laufenden Zinsaufwandes Verwendung 
findet, neu festlegen.

Ausweis von Veränderungen im Diskontsatz bei Ver-
trägen, deren Zahlungsströme nicht dem „Spiegel“-
Ansatz unterliegen und die durch Erträge aus Ver-
mögenswerten beeinflusst werden
Im Folgenden ging es um den Ausweis von Zinsaufwen-
dungen von nicht überschussberechtigten Verträgen im 
Zusammenhang mit der Entscheidung vom Mai 2012, 
wonach der Einfluss des aktuellen Zinsniveaus auf den 
Diskontsatz bei der Bewertung eines Versicherungs-
vertrages zwischen OCI und erfolgswirksamer Erfas-
sung aufzuteilen ist. Danach sind Veränderungen in der 
Bewertung der Versicherungsverbindlichkeit, die durch 
Veränderungen im Diskontsatz bedingt sind, im OCI 
abzubilden. Im Gegensatz dazu wird die Zinszuführung 
mit dem Diskontsatz zu Beginn des Versicherungsvertra-
ges in der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst.

Der Stab brachte zum Ausdruck, dass eine periodi-
sche Anpassung des Diskontsatzes zur Bestimmung der 
Zinszuführungen zu den Zahlungsströmen, die durch 
Erträge aus Vermögenswerten beeinflusst werden, zu 
entscheidungsnützlicheren Informationen führen würde. 
Dies liegt darin begründet, dass die Anpassung des Dis-

kontsatzes die ökonomische Wirklichkeit hinsichtlich der 
betroffenen Zahlungsströme besser widerspiegelt. In den 
Versicherungsverträgen wird dem Versicherungsnehmer 
ein Guthabenzins gewährt, der mit einem variabel ver-
zinsten Finanzinstrument vergleichbar ist. Den Zeitwert 
des Geldes für diese Verträge in einer Weise auszuwei-
sen, die den variabel verzinslichen Charakter des Gut-
habenzinses widerspiegelt, erscheint entscheidungsrele-
vanter zu sein als einen fixen Diskontsatz zu verwenden. 
Diese Anforderung sollte auch für alle anderen nicht 
überschussberechtigen Versicherungsverträge gelten, bei 
denen die Wertentwicklung der Vermögenswerte keinen 
Einfluss auf den Umfang der Zahlungsströme hat. 

Der Stab schlug vor, dass ein Versicherer verpflichtet 
sein soll, den Diskontsatz für diese Verträge anzupas-
sen, wenn

•	der Guthabenzins sich ändert (Alternative 1a),
•	die Erwartungen hinsichtlich des Guthabenzins sich 

ändern (Alternative 1b) oder
•	die Buchrendite der Vermögenswerte, die diese Ver-

träge bedecken, sich ändert (Alternative 2).

Die Buchrendite wäre eine gemischte Rendite aus der 
Effektivverzinsung der Vermögenswerte, die zu fortge-
führten Anschaffungskosten oder zu Zeitwerten durch 
das sonstige Einkommen (OCI) bewertet werden, und 
den Marktrenditen der übrigen Vermögenswerte.

Der Stab schlug Alternative 1b vor, weil diese den Aus-
weis in der Gewinn- und Verlustrechnung mit den Ver-
änderungen der in der Bilanz erfassten Verbindlichkeit 
in Übereinstimmung bringt. Dieser Ansatz minimiert die 
im OCI erfassten Beträge zu den Veränderungen in der 
Versicherungsverbindlichkeit, welche sich im Zeitverlauf 
umkehren.

Die Mitglieder des IASB stimmten einstimmig für die 
Empfehlungen des Stabes des IASB, sie fügten aber an, 
dass der neue IFRS erfordern würde, dass Zahlungs-
ströme, auf die der „Spiegel“-Ansatz keine Anwendung 
findet und die durch Erträge aus Vermögenswerten 
beeinflusst werden, bei denen der Zeitwert des Geldes 
in Form von Zinsaufwendungen in der Gewinn- und Ver-
lustrechnung ausgewiesen wird, neu berechnet werden 
müssen, wenn sich die Erwartungen über den Gutha-
benzins ändern.

Die FASB-Mitglieder stimmten einheitlich für die IASB- 
Entscheidung.
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Ausweis und Anhangangabepflichten: Textentwurf 
eines neuen Exposure Draft
Der Stab legte ein Übersichtsdokument vor, das die 
bisher durch das Board getroffenen vorläufigen Entschei-
dungen hinsichtlich des Ausweises und der Anhang-
angabepflichten für Versicherungsverträge zusammen 
mit seinen Empfehlungen hinsichtlich der Darstellung im 
neuen Standardentwurf enthält.

Die dem Stabspapier beigefügten Anlagen illustrieren 
sehr gut, wie die im Übersichtsdokument behandelten 
Anforderungen an Ausweis und Anhangangaben in der 
Praxis anzuwenden wären. Bestimmte Überleitungen 
z.B. von Eröffnungsbilanz- auf Schlussbilanzwerte für 
Versicherungs- und Rückversicherungsverträge, unter-
teilt in die Verbindlichkeit für a) verbleibende Deckung, 
b) Veränderungen von Schätzungen und c) eingetre-
tene Schäden, werden in tabellarischer Form in der 
Anlage dargestellt. Dabei wird neben jedem Punkt eine 
klare Referenzierung zu den relevanten Paragraphen des 
neuen Standardentwurfs vorgenommen.

Es wurde keine Entscheidung zu diesem Papier getroffen.

Ausweis von Versicherungsverträgen im Abschluss
Das Arbeitspapier des Stabes umfasste die Empfehlun-
gen des Stabes hinsichtlich der in Bilanz und Gesamter-
gebnisrechnung ausgewiesenen Posten.

Der Stab schlug vor, dass ein Unternehmen im Abschluss 
Folgendes vornehmen sollte:

1.	 Alle aus einem Versicherungsvertrag resultierenden 
Rechte und Verpflichtungen auf Nettobasis auszu-
weisen

2.	 Separate Posten für Versicherungsverträge und 
Rückversicherungsverträge auszuweisen

Das Board stimmte einstimmig für die Empfehlungen 
des Stabes.

Der Stab erklärte, dass es die Absicht war, die Liste der 
in IAS 1.54 spezifizierten Posten auszudehnen. Obwohl 
die Empfehlungen des Stabs nicht auf eine Entscheidung 
des Boards ausgerichtet waren, da diese nicht den Inhalt 
des neuen IFRS 4 berührten, bat der Vorsitzende des 
Entscheidungsgremiums über die Empfehlung des Stabs 
abzustimmen, um diesen Sachverhalt in einer zukünf-
tigen Sitzung zu thematisieren. Die Boardmitglieder 
stimmten einstimmig für die Empfehlungen des Stabes 
und kamen überein, sich des Sachverhalts der Ergänzung 

weiterer Posten im Rahmen von IAS 1.54 auf einer ande-
ren Sitzung gesondert anzunehmen.

Danach bat der Stab den Standardsetter um eine Ent-
scheidung über dessen Empfehlung hinsichtlich des Aus-
weises von Versicherungsverträgen in der Gesamtergeb-
nisrechnung.

Die vorläufige Entscheidung des IASB im Oktober 2012, 
dass die in der Gesamtergebnisrechnung ausgewiesenen 
Prämien und Schadenzahlungen durch die Anwendung 
des „Verdiente Prämien“-Ansatzes bestimmt werden 
sollten, würde es den Versicherern erlauben, die in der 
Gesamtergebnisrechnung ausgewiesenen Informationen 
kombiniert aus dem „Drei-Komponenten-Ansatz“ (BBA) 
und dem „Premium Allocation Approach“ (PAA) darzu-
stellen. Ausgehend von der Präferenz des IASB, den Aus-
weis für Versicherungsverträge demjenigen von anderen 
Industrien anzugleichen, untersuchte der Stab, ob die 
auf andere Industrien anzuwendenden Anforderungen 
des IAS 1 für den Ausweis von Versicherungsverträgen 
ausreichend sind.

Der Stab erachtete die Anforderungen als ausreichend, 
um den Ausweis von Versicherungsverträgen in der 
Gesamtergebnisrechnung zu regeln. Bei Anwendung 
von IAS 1 sind Posten und Anhangangaben über alle 
wesentlichen Sachverhalte auszuweisen, die für das Ver-
ständnis der finanziellen Entwicklung des Unternehmens 
relevant sind.

Das IASB stimmte einheitlich den Empfehlungen des 
Stabes zu und entschied vorläufig, dass die grundsätz-
lichen Anforderungen von IAS 1 ausreichend sind, den 
Ausweis von Versicherungsverträgen in der Gesamter-
gebnisrechnung zu regeln.

Anhangangaben zu überschussberechtigten Verträ-
gen, zum „Verdiente Prämien“-Ansatz und zu den 
Übergangsbestimmungen
Auf seiner Sitzung im September 2012 hat das IASB 
ein vorläufiges Paket von Anhangangaben besprochen, 
mit der Feststellung, dass es gegebenenfalls zusätzliche 
Anhangangabepflichten spezifiziert, die aufgrund spä-
terer Entscheidungen notwendig werden. Das IASB hat 
seitdem Entscheidungen zu überschussberechtigten Ver-
trägen, zum Ausweis von Prämien und Schäden in der 
Gesamtergebnisrechnung sowie zu den Übergangsbe-
stimmungen getroffen, die zusätzliche Anhangangabe-
pflichten notwendig machen können.
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Überschussberechtigte Verträge
Die Bewertung der Versicherungsverbindlichkeit analog 
zu den zugrunde liegenden Vermögenswerten führte 
zu Bedenken, dass dies eine eingeschränkte Vergleich-
barkeit mit korrespondierenden Verbindlichkeiten ande-
rer Versicherer zur Folge haben könnte. Dies ergibt sich 
aus der Tatsache, dass entweder die Bewertungsbasis 
der zugrunde liegenden Kapitalanlagen zwischen den 
Versicherern differiert oder Wahlrechte für die Bewer-
tung des zugrunde liegenden Postens existieren, z.B. als 
Finanzinvestition gehaltene Immobilien, die entweder 
mit den fortgeführten Anschaffungskosten oder dem 
beizulegenden Zeitwert bewertet werden können. Um 
die Bedenken zu mildern, schlug der Stab vor, dass ein 
Versicherer bei Anwendung des „Spiegel“-Ansatzes die 
Buchwerte, die aus Zahlungsströmen stammen, die ent-
sprechend der zugrunde liegenden Posten variieren, im 
Abschluss offenlegt.

Der Stab stellte folgende Empfehlungen zu überschuss-
berechtigten Verträgen zur Abstimmung:

1.	 Ein Versicherer sollte den Buchwert von Versiche-
rungsverbindlichkeiten, die aus Verträgen resul-
tieren, auf die der „Spiegel“-Ansatz Anwendung 
findet, angeben.

2.	 Wenn ein Versicherer die einem überschussberech-
tigten Vertrag zugrunde liegenden Vermögenswerte 
auf einer anderen Basis als mit dem beizulegenden 
Zeitwert bewertet und die Zeitwerte der zugrunde 
gelegten Vermögenswerte angibt, dann sollte der 
Versicherer das Ausmaß aus der Differenz zwischen 
Zeitwert und Buchwert der zugrunde gelegten Ver-
mögenswerte angeben, das dem Versicherungsneh-
mer zusteht.

Das Board stimmte einheitlich für diese Empfehlungen.

„Verdiente Prämien“-Ansatz
Vor dem Hintergrund der vorläufigen Entscheidung des 
IASB im Oktober 2012, Volumengrößen in Form des 
„Verdiente Prämien“-Ansatzes in der Gesamtergebnis-
rechnung auszuweisen, ergaben sich für den Stab zwei 
Fragenkomplexe. Zum einen, wie die Anhangangabe-
pflichten im Hinblick auf die Überleitung der aus den 
Versicherungsvertragsbeständen resultierenden Posten 
abzuändern sind. Zum anderen, ob weitere Anhang-
angaben notwendig werden.

Der Stab führte aus, dass die Entscheidung des IASB für 
die Anwendung eines „Verdiente Prämien“-Ansatzes 
bedeutet, dass der Ausweis in der Gewinn- und Verlust-

rechnung identisch ist, unabhängig davon, ob die Ver-
träge nach BBA oder PAA abgebildet werden. Folglich 
wären die gleichen Anforderungen an die aus den Ver-
trägen resultierenden Beträge zu stellen.

Der Stab schlug vor, von Versicherern eine Überleitung 
der aggregierten Buchwerte von (Rück-)Versicherungs-
verbindlichkeiten bzw. -vermögenswerten von der Eröff-
nungsbilanz zur Schlussbilanz zu verlangen. Diese soll in 
tabellarischer Form zeigen, wie der jeweilige Saldo von 
Zahlungsströmen durch Erträge und Aufwendungen in 
der Gewinn- und Verlustrechnung beeinflusst wird. Die 
Überleitung würde durch die Bewegung folgender Kom-
ponenten dargestellt:

1.	 Die Verbindlichkeit für verbleibende Deckung, davon 
sind Beträge aus Verlusten im Zeitpunkt der Erst-
bewertung ausgeschlossen (im Rahmen des PAA 
wären dies die Beitragsüberträge)

2.	 Die Verbindlichkeit für Verluste aus a) der Erstbe-
wertung und b) den Änderungen in den Schätzun-
gen der Folgebewertung, die sofort erfolgswirksam 
erfasst werden (im Rahmen des PAA wäre dies die 
zusätzliche Verbindlichkeit für „notleidende Ver-
träge“)

3.	 Die Verbindlichkeit für eingetretene Schäden

Bei der Abstimmung gab es eine vollständige Unterstüt-
zung für die Empfehlungen des Stabes.

Nach einem weiteren Vorschlag des Stabs sollen die 
Quellen des „Umsatzes aus Versicherungsverträgen“ im 
Anhang disaggregiert dargestellt werden. Dies bedeutet 
im Einzelnen:

1.	 Die wahrscheinlichkeitsgewichteten erwarteten 
Schäden, Leistungen und Kosten, von denen erwar-
tet wird, dass diese in der Periode anfallen

2.	 Die Verteilung der erwarteten Abschlusskosten
3.	 Die Veränderung der Risikoanpassung, die sich auf 

die Deckung der Periode bezieht
4.	 Die der Periode zugeordnete Residual Marge

Der Stab räumte ein, dass diese Aufteilung nur für Ver-
träge, die nach dem BBA bilanziert werden, praktika-
bel sei, da die Informationen für Verträge, die nach dem 
PAA abgebildet werden, nicht zur Verfügung stehen.

Der Vorschlag des Stabes wurde mit zwei Gegenstim-
men angenommen.
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Anhangangabepflichten für andere Maße der 
Geschäftsaktivitäten
Auf der Oktobersitzung brachten viele Mitglieder von 
IASB und FASB ihre Präferenz hinsichtlich der Angabe 
von mehr als einem Maß für die Geschäftsaktivitäten 
eines Versicherers zum Ausdruck. In diesem Zusammen-
hang stellten beide Standardsetter fest, dass der Maß-
stab „Umsatz aus Versicherungsverträgen“ nicht alle 
Informationen umfasst, die der Adressat des Abschlus-
ses benötigt. Ausgehend davon und der vorläufigen Ent-
scheidung für einen „Verdiente Prämien“-Ansatz in der 
Gesamtergebnisrechnung folgend, diskutierte der Stab 
in einem Arbeitspapier zusätzliche Maße der Geschäfts-
aktivitäten von Versicherern wie z.B. „gebuchte Prä-
mien“ und „fällige Prämien“.

Angaben zu „gebuchten Prämien“ und „fälligen  
Prämien“
„Gebuchte Prämien“ ist der Betrag der gesam-
ten erwarteten Prämieneinnahmen einschließlich der 
Einlagenkomponenten der in einer Periode erfass-
ten Versicherungsverträge. Aus Sicht des Stab stel-
len diese entscheidungsnützliche Informationen über 
das Geschäftsvolumen der Versicherer dar und daher 
können Informationen über die „gebuchten Prämien“ 
den Ausweis der „verdienten Prämien“ in der Gesamter-
gebnisrechnung ergänzen.

Außerdem ist der Stab davon überzeugt, dass bei Verträ-
gen, die nach dem BBA abgebildet werden, der Wert der 
Information über die „gebuchten Prämien“ durch Infor-
mationen über die zur Erfüllung notwendigen Erwartungs-
barwerte der Zahlungsströme und die Risikoanpassungen 
erhöht wird. Diese Angaben würden alle Informationen 
über das Neugeschäft liefern, die Abschlussadressaten 
benötigen, um die Ergebnisse aus dem Neugeschäft ver-
gangener Perioden mit dem erwarteten Ergebnis aus dem 
Neugeschäft im aktuellen Jahr vergleichen zu können.

Dementsprechend schlug der Stab vor, dass für Verträge, 
die nach dem BBA abgebildet werden, der Versicherer 
die Auswirkung des Neugeschäfts auf die Versicherungs-
verbindlichkeit im Anhang angeben sollte. Der Effekt 
sollte getrennt ausgewiesen werden für:

1.	 Den Erwartungsbarwert der zukünftigen Aus-
zahlungsströme, davon separat den Betrag der 
Abschlusskosten

2.	 Den Erwartungsbarwert der zukünftigen Einzah-
lungsströme

3.	 Die Risikoanpassungen
4.	 Die Residualmarge

Das IASB stimmte einstimmig für den Vorschlag des 
Stabes.

Dann erläuterte der Stab seine Position bezüglich der 
Anforderung, die „verdienten Prämien“ auf die „fälli-
gen Prämien“ jeder Periode im Anhang überzuleiten. Der 
Ausweis der „fälligen Prämien“ ist gegenwärtige Praxis 
in einigen Rechtsgebieten.

Der Stab brachte dem Board gegenüber seine Ansicht 
zum Ausdruck, dass das Konzept der „fälligen Prämien“ 
dem der „erhaltenen Prämien“ einer Periode sehr ähnlich 
ist, welches bereits in dem Vorschlag des Stabes zu den 
Anhangangaben als Bestandteil der Überleitungsrech-
nung enthalten ist. „Fällige Prämien“ ist der Betrag der 
in Rechnung gestellten oder erhaltenen Prämien, welche 
fällig sind. Da nach Meinung des Stabs nur unwesent-
liche Unterschiede zwischen den beiden Konzepten 
bestehen, ergibt sich nur ein geringer Nutzen aus einer 
zusätzlichen Anhangangabepflicht zu den „fälligen Prä-
mien“.

Eine knappe Mehrheit der Boardmitglieder stimmte 
dafür, dass der Sachverhalt in einer zukünftigen Sitzung 
besprochen wird, um weitere Anmerkungen von Inves-
toren zu diesem Thema einfließen zu lassen.

Übergangsbestimmungen
Nach der vorläufigen Entscheidung des IASB müss-
ten Versicherer die Vergleichsperioden entsprechend 
der Leitlinien des IAS 8 neu berechnen. Bei erstmaliger 
Anwendung des neuen Versicherungsstandards würde 
Nummer 28f des IAS 8 die Angabe der Beträge von 
Abschlussposten erfordern, die in Übereinstimmung mit 
den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden des aktu-
ellen IFRS 4 ermittelt wurden

1.	 für die laufende Periode und
2.	 für frühere Perioden, die neu aufgestellt werden 

müssen.

Aufgrund von Zweifeln an der Entscheidungsnützlich-
keit der Informationen, den zusätzlichen Kosten und 
den vom Stab als ausreichend erachtenden Anhangan-
gabepflichten, um die Auswirkungen des Übergangs 
zu bewerten, schlug der Stab vor, dass keine Pflicht 
besteht, Angaben zu Beträgen von Abschlussposten, 
die entsprechend der Vorschriften des aktuellen IFRS 4 
ermittelt wurden, vorzunehmen.

Das IASB unterstützte einstimmig diesen Vorschlag.
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Planung einer Feldstudie
Als letztes Thema wurde in der IASB-Sitzung die Durch-
führung einer Feldstudie diskutiert. Das Hauptziel des 
IASB bei der Entscheidung für den Re-Exposure war, ein 
besseres Verständnis für die fünf wesentlichen Verän-
derungen verglichen mit dem Standardentwurf 2010 zu 
erhalten.

Daher sind die Ziele für die Feldstudie:

1.	 Ein Verständnis zu erhalten, wie die angestrebten 
Vorschläge in der Praxis umgesetzt werden

2.	 Kosten und Nutzen der angestrebten Vorschläge zu 
bewerten

3.	 Einzuschätzen, wie der vorgeschlagene Ansatz Ver-
sicherern hilft, mit den Abschlussadressaten zu kom-
munizieren

Die Teilnehmer der Feldstudie sollen gebeten werden, 
das vorgeschlagene Bewertungsmodell auf ein ausge-
wähltes Portfolio von Versicherungsverträgen über zwei 
Jahresperioden anzuwenden. Die 15 Unternehmen, die 
an der vorherigen Runde der IASB-Feldstudie teilgenom-
men haben, sollen zu der dritten Runde der Feldstudie 
eingeladen werden, die nach dem Re-Exposure gestar-
tet wird.

Der Zeitplan des Stabes sieht vor:

1.	 Entwickeln des Feldstudie-Fragebogens und anderer 
Materialien, während das IASB den bevorstehenden 
Re-Exposure finalisiert, sodass Arbeitstreffen mit den 
Teilnehmern stattfinden und die Unternehmen die 
Feldstudie in der Kommentierungsphase durchfüh-
ren können

2.	 Präsentation der vorläufigen Analyse der Ergebnisse 
gleichzeitig mit der Auswertung der Kommentare 
und der gesammelten Erkenntnisse

Das IASB sieht vor, die Ergebnisse der Feldstudie vor der 
Finalisierung des neuen IFRS Versicherungsverträge zu 
berücksichtigen.

Es wurde keine Entscheidung über dieses Papier getroffen.
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